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// Im Blickpunkth

Bundesfinanzminister Peter Steinbr�ck hat in einem Schreiben an die Finanzminister der L�nder darum gebeten, dass die

Finanz�mter in Krisenzeiten kulanter gegen�ber Unternehmern und Selbstst�ndigen sein sollen. Sie sollen ihren Ermes-

sensspielraum bei Antr�gen auf Stundung, Erlass, Vollstreckungsaufschub oder Anpassung der Vorauszahlungen m�g-

lichst weitgehend aussch�pfen. Leider nur ein Appell – rechtsmittelfest ist das nicht. Aber in Krisenzeiten z�hlt auch der

gute Wille etwas. Zumindest werden hoffentlich F�lle auf der „Kippe“ zu H�rtef�llen wohl kulanter behandelt. Oder?

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Umsatzsteuerlicher Unternehmer trotz

fehlender Gewinnerzielungsabsicht

Durch Urteil vom 12.2.2009 – V R 61/06 – hat

der BFH entschieden:

Eine Kommanditgesellschaft, die nachhaltig mit

der Absicht, Einnahmen zu erzielen, eine Pferde-

zucht betreibt, ist umsatzsteuerrechtlich Unter-

nehmer, auchwenn die Gewinnerzielungsabsicht

fehlt. Der Betrieb einer Pferdezucht in gr�ßerem

UmfangmiterheblichenUms�tzendienenichtei-

ner �berdurchschnittlichen Repr�sentation, der

Unterhaltung von Gesch�ftsfreunden, der Frei-

zeitgestaltung oder der sportlichen Bet�tigung.

Die Voraussetzungen eines sog. Repr�sentations-

eigenverbrauchs l�gen in einem derartigen Fall

nichtvor.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1267-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Grundst�cksvermietung an

Filialbetrieb gewerbesteuerpflichtig

Der BFH hat mit Urteil vom 19.3.2009 – IV R 78/

06 – entschieden, dass Eheleute, die Anteile an

einer GmbH halten und an diese ein einzelnes

Grundst�ck (Gesch�ftslokal) vermieten, auch

dann gewerbliche Eink�nfte erzielen, wenn der

Filialbetrieb der GmbH (Einzelhandelsunterneh-

men) im �brigen auf neun Fremdgrundst�cken

ausge�bt wird – selbst wenn auf die vermieteten

Filialr�ume weniger als 10% der gesamten Nutz-

fl�che der GmbH entfalle. Nach den Grunds�tzen

der sog. Betriebsaufspaltungwerde ein gewerbli-

ches Vermietungsunternehmen (sog. Besitz-

unternehmen) begr�ndet, wenn der Vermieter

die das Grundst�ck nutzende GmbH (sog. Be-

triebsgesellschaft) beherrscht und der �berlas-

sene Grundbesitz f�r den Betrieb der GmbH von

wesentlicher Bedeutung ist. F�r letzteres Merk-

mal reiche es aus, dass das Gesellschaftergrund-

st�ck f�r den Betrieb der GmbHnicht nur von un-

tergeordneter Bedeutung sei. Dabei k�nne – ab-

weichend von der fr�heren Sicht des BFH – nicht

auf die bloßen Nutzfl�chenverh�ltnisse der Filia-

len abgestellt werden. Vielmehr spreche f�r die

Wesentlichkeit des Gesellschaftergrundst�cks,

dass es funktional in das unternehmerische Kon-

zept der GmbH (Filialunternehmen) eingebun-

den und auch die hierauf betriebene Filiale mit

der Erwartung verbunden gewesen sei, einen

m�glichst großen Kundenkreis zu gewinnen. Ins-

besondere bei sich �ndernden Nutzfl�chenver-

h�ltnissen oder bei einer expansiven Gesch�fts-

t�tigkeit des Betriebsunternehmens vermeide

dies einen nur schwer kalkulierbaren Wechsel

von gewerblichen zu privaten Vermietungsertr�-

gen und begegne damit der Aufdeckung der stil-

len Reserven des Gewerbetriebs (Besitzunterneh-

men) im Rahmen einer Betriebsaufgabe.

VolltextderUrteile: // BB-ONLINE BBL2009-1267-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Erlass von Nachzahlungszinsen zur Um-

satzsteuer bei unrichtigen Endrechnungen

Der BFH hat durch Urteil vom 19.3.2009 – V R 48/

07 – entschieden: Eine aufgrund unzutreffenden

Steuerausweises in einer Rechnung gem�ß § 14

Abs. 2 UStG entstandene nicht entrichtete Steuer

ist gem�ß § 233a AO zu verzinsen. Die aufgrund

des Steuerausweises entstandene Umsatzsteuer-

schuld besteht bis zur – ohne R�ckwirkung ein-

tretenden – Berichtigung des Steuerbetrags.

Eine r�ckwirkende Berichtigung unzutreffend

ausgewiesener Steuer widerspreche dem Rege-

lungszweck des § 14 Abs. 2 S. 2 UStG i. V. m.

§ 17 Abs. 1 UStG. F�r eine sachliche Unbilligkeit

der Verzinsung von derartigen Umsatzsteuer-

nachforderungen sei deshalb kein Anhaltspunkt

ersichtlich. Eine ermessenslenkende Billigkeitsre-

gelung der Verwaltung binde die Gerichte nicht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1267-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Hinweis auf Verb�serung bei �nderung

des angefochtenen Steuerbescheids

w�hrend des Einspruchsverfahrens

Durch Urteil vom 25.2.2009 – IX R 24/08 – hat

der BFH entschieden:

§ 367 Abs. 2 S. 2 AO gilt schon nach seinem

Wortlaut nur f�r Verb�serungen durch die Ein-

spruchsentscheidung. Notwendig sei ein Hin-

weis auf die M�glichkeit einer verb�sernden

Entscheidung. Die Finanzbeh�rde habe die Sa-

che in vollem Umfang erneut zu pr�fen – mit

anschließender Einspruchsentscheidung. Die

�nderung des angefochtenen Steuerbescheids

w�hrend des Einspruchsverfahrens nach § 132

AO i. V. m. § 164 Abs. 2 AO sei einer �n-

derung durch die Einspruchsentscheidung im

Wege der Analogie gleichzustellen, wenn die

Festsetzungsfrist durch den Einspruch ge-

m�ß § 171 Abs. 3a AO in ihrem Ablauf ge-

hemmt ist.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1267-4

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisung
BMF: Betriebsausgabenpauschale f�r

Tagespflegepersonen

Durch Schreiben vom 20.5.2009 – IV C 6 – S

2246/07/10002 – hat das BMF klargestellt: Be-

treut die Tagespflegeperson ein Kind in dessen

Familie nach Weisung des Personenberechtig-

ten, ist sie in der Regel Arbeitnehmer. Ansonsten

erh�lt sie nach § 23 SGB VIII eine laufende Geld-

leistung, die sie als steuerpflichtige Einnahme

aus freiberuflicher T�tigkeit zu versteuern hat.

Anstelle der Betriebsausgaben k�nnen pauschal

300 Euro je Kind und Monat monatlich abgezo-

gen werden. Die Pauschalregelung gilt aber

nicht, wenn die Bertreuung im Haushalt der Per-

sonenberechtigten oder in unentgeltlich zur Ver-

f�gung gestellten R�umlichkeiten als selbstst�n-

dige T�tigkeit stattfindet.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2009-1267-5

unterwww.betriebs-berater.de

Der Betriebsausgabenpauschale liegt eine

w�chentliche Betreuungszeit von 40 Stunden zu-

grunde. Weicht die tats�chlich vereinbarte Be-

treuungszeit davon ab, ist die Pauschale zeitan-

teilig zu k�rzen.

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln, K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt a.M.;
Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart
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